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Beihilferecht: EuGH zu Marketing- und Dienstleistungsvereinbarungen am Flughafen

Klagenfurt

GeneralanwaltbeimEuGHzurFrageVony@beizuUnrechtverhängter
Geldbuße

Kartellrecht/Bankenbranche: Europäische Kommission legt der Rabobank eine Geld-

buße von 22,6Mio. EUR auf wegen eines Handelskartells mit der Deutschen Bank

EuGH zur Zurv erfigungstellung von Fahrzeug-Identifizierungsnummern

EuGH zum Unternehmensübergans bei einer Notarnachfolge

Und in der Kürze: Diverses

(1) Beihilferecht: EuGHo Urt. vom 23.11.2023,C-758121P (Ryanair und AMS ./. Kom-

mission wegen Flughafen Klagenfurt)

Ausgangspunkt dieses Beihilfefalles waren Marketing- und Dienstleistungsvereinbarungen,

die hinsichtlich des Flughafens Klagenfurt zwischen staatlichen österreichischen Gesellschaf-

ten und der Fluggesellschaft Ryanair bzw. ihren Tochtergesellschaften u.a. abgeschlossen wor-

den waren. Die Europäische Kommission hatte daraufhin verschiedene dieser Vereinbarungen

in ihrem Beihilfebeschluss (EU) 20181628 als mit dem Binnenmarkt unvereinbar angesehen

und die unzulässigen Beihilfebeträge zurückgefordert. Ryanair und ihre Tochtergesellschaften

klagten dagegen beim Europäischen Gericht erster Instanz (EuG), hatten aber keinen Erfolg. In

der Rechtsmittelinstanzhatnun der EuGH auch das Rechtsmittel von Ryanair und ihrer Toch-

tergesellschaft AMS mit Urteil vom 23.11.2023 zurückgewiesen. Im Einzelnen hatte sich der

EuGH u.a. mit Fragen der verspäteten Vorlage von Beweisen, mit dem Vonvurf verfiilschter

Beweise durch das EuG sowie mit Details der Anwendung des Grundsatzes des privaten Wirt-

schaftsteilnehmers auseinanderzusetzen sowie mit der Frage, inwieweit Ex-ante-Daten oder
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Ex-po st-Daten fü r den zurückzufordernden B eihilfebetrag maß gebli ch sind.

(2) Verzusszinsen bei zu Unrecht verhänster Geldbuße?: Schlus santräge des General-

anwalts am EuGH Collins vom 23.1.1.2023, C-221/22 P in Sachen Kommission ./.

Deutsche Telekom AG

Wegen Missbrauchs einer marktbeherrschenden Stellung auf dem slowakischen Markt hatte

die Europäische Kommission gegen die Deutsche Telekom eine Geldbuße von mehr als 31

Mio. € verhängt. Die Deutsche Telekom erhob Nichtigkeitsklage, zahlte diesen Betrag aber

vorläufig. Das Europäische Gericht (EuG) setzte sodann die Geldbuße um rund 12 Mio. € her-

unter, die der Deutschen Telekom von der Kommission erstattet wurden. Nachdem sich die

Kommission aber weigerte, auch noch Verzugszinsen für denZeitraum zwischen Zahlungder

Geldbuße und der Rückzahlung der rund 12 Mio. € zubezahlen, verurteilte das Gericht die

Kommission zu einer Entschädigung in Höhe von rund 1,8 Mio. €. Dagegen legte die Kommis-

sion Rechtsmittel ein. In der zweiten Instanz sprach sich der Generalanwalt nun dafür aus, das

Urteil des EuG aufzuheben, die Kommission habe bei einer rechtsgrundlos verhängten Geld-

buße keine Yerzugszinsen zu zahlen. Abzuwarten bleibt, ob der EuGH in seinem Urteil dem

EuG oder seinem Generalanwalt folgen wird.

(3) Kartellrecht/Bankenbranche: Pressemitteilung der Europäischen Kommission vom

22.11.2023: Geldbuße von 22,6 M'io. EUR für die Rabobank wegen eines Handels-

kartells mit der Deutschen Bank

Wegen eines Handelskartells mit der Deutschen Bank für bestimmte Euro-Anleihen hat die

Europäische Kommission der Rabobank eine Geldbuße von 26,6 Mio. € auferlegt. Der Deut-

schen Bank blieb eine Geldbuße erspart, weil sie sich als Kronzeugin zur Verfügung gestellt

hatte. Nach Erkenntnissen der Kommission haben die beiden Banken zwischen 2006lur:rd2016

über einige ihrer Händler in Frankfurt und London sensible Geschäftsinformationen ausge-

tauscht, wobei es u.a. auch zu Preiskoordinierungen gekommen sein soll. Für die Festlegung

der Geldbußen waren u.a. der mit dem Kartell erzielte Umsatz, die Schwere des Rechtsversto-

ßes, die geographische Reichweite und die Dauer des Kartells von Bedeutung. Die Geldbußen

werden in den Gesamthaushalt der EU eingestellt. Trotz des Brexit blieb die EU gemäß dem

Abkommen über den Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU zur Vereinnahmung der

Geldbußen zuständig. Die EU erstattet dem Vereinigten Königreich aber dessen Anteil an der

Geldbuße, wenn diese rechtskräftig geworden ist.

(4) Zurverfügungstellung von Fahrzeug-Identifizierungsnummern: EUGH' Urt. vom

09.11.20230 C-319/22 (Gesamtverband Autoteile-Handel e.V. ./. Scania CV AB)

Ausgangspunkt dieses Urteils ist ein Vorabentscheidungsersuchen des LG Köln in einem

Rechtsstreit zwischen einem deutschen Branchenverband des Großhandels für Kfz-Teile und
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einem schwedischen Fahrzeughersteller. Es ging hierbei um Fragen, in welchem Umfang und

auf welche Art unabhängigen Wirtschaftsakteuren Informationen seitens des Herstellers zur

Verfügung zu stellen sind, um Reparatur- und Wartungsleistungen durchführen zu kön-

nen. Zur Verfügung gestellt werden muss insbesondere auch die Fahrzeug-Identifizierungs-

nummer, die Datenschutzgrundverordnung steht hier nicht entgegen. Eine Beschränkung auf

bloße Ersatzteilinformationen unter Ausklammerung weitergehender Reparatur- und War-

tungsinformationen ist unzulässig. Die Informationen müssen zwar in leicht zugänglicher Form

dargeboten werden. Eine Datenbankschnittstelle, die eine maschinengesteuerte Abfrage und

den Download der Ergebnisse ermöglicht, ist aber nicht verpflichtend.

(5) Unternehmensübersans: EuGH, Urt. vom 16.11,20230 C-583/21bis C 586/21 hin-

sichtlich der Arbeitnehmeransprüche im Falle des Inhaberwechsels bei einer Notar-

stelle

In diesem aus Spanien herrührenden Fall wandten sich Notariatsangestellte gegen ihre Kündi-

gung durch einen Notar, der den frtiheren Inhaber im Amt abgelöst hat. Es stellte sich die Frage,

ob hier die EG-Richtlinie (2001123) über die Wahrung von Ansprüchen der Arbeitnehmer beim

Übergang von Unternehmen anwendbar ist. Auszugehen ist hierbei davon, dass spanische No-

tare zwar private Arbeitgeber, aber zugleich auch Beamte sind. Vor diesem Hintergrund war

die etwa auch schon bei Anwälten (s. z. B. im Bereich des Kartellrechts EuGH, Urteil v.

19.02.2002 - C-309199 - Wouters u.a.) relevant gewordene Frage zu prüfen, ob hier eine ,,wirt-
schaftliche Tätigkeit" vorliegt. Wäre ihre Tätigkeit als Ausübung hoheitlicher Befugnisse zu

qualifizieren, könnten sie von der Richtlinie ausgenommen sein. Die Ausnahme ist jedoch eng

auszulegen. Der EuGH prüfte nun anhand verschiedener Kriterien, ob deren Tätigkeit als ,,wirt-

schaftliche Tätigkeit" angesehen werden könnte wie z.B. eine Tätigkeit unter Wettbewerbsbe-

dingungen, was letztlich die nationalen Richter entscheiden müssen. Eine Qualifizierung als

Verwaltungsbehörden schloss der EuGH aus. Auch wenn Notare in Spanien durch den Staat

ernannt werden und jedenfalls insoweit keine vertragliche Beziehung zwischen zwei Notaren

vorliegt, kann aus Sicht des EuGH bei der Übernahme eines Notariats dennoch von einem Un-

ternehmens-,,Übergang" die Rede sein. Hier müssen nationale Gerichte prüfen, ob die Iden-

tität des Notariats erhalten bleibt, etwa durch Übernahme der Urkundenrolle und eines wesent-

lichen Teils des vom Vorgänger beschäftigten Personals und Ausübung derselben Tätigkeit in

denselben Räumlichkeiten und mit derselben Ausstattung.

(6) Und in der Kürze: Diverses

Beihilferecht: EuGHo Urt. vom 23.11.2023,C-209/21P und C-210/21P @ynair./.
Kommission): Ryanair hatte sich gegen staatliche Beihilfemaßnahmen Frankreichs und

Schwedens während der COVID-l9-Pandemie gewandt (insb. Zahlungsmoratorium

und Garantieregelung für Darlehen, die Luftfahrtuntemehmen mit französischer bzw.

a

Il A V I: R & M A I t-A N I) lr R R IC ll I S A N W A 1.1. t: P A R'I N E R S C II A l':'l' rn b B

I-tl NZ-IIALDE Ii3 It5. D-70I92 STtJTl'CARf . AVI]NI.JE LOL;ISII 54. B,I050 BRfI SSL, I,

I N FO(r tlAV trR-M A I I-A EN DIR DE' WWW. ll AVlrR-M A I LAEN DER. DI:



4

schwedischer Betriebsgenehmigung zugutekamen). Wie schon das EuG hat nun zweit-

instanzlich auch der EuGH die Klagen vollumfänglich abgewiesen.

a Beihilferecht: Schlussanträge des Generalanwalts am EuGH Pitruzzella vom

09.11.2023,C-465120 P in Sachen Kommission./. Irland: Die Europäische Kommis-

sion hatte gegenüber Gesellschaften des Apple-Konzerns zwei irische Steuervorbe-

scheide als rechtswidrige Beihilfen beanstandet. Das EuG erklärte jedoch sodann den

Beschluss der Kommission für nichtig, dä die Kommission das Vorliegen eines Vorteils

aus den ,,tax rulings" nicht dargetan habe. Der Generalanwalt schlägt nun dem EuGH

vor, das Urteil des EuG aufzuheben und den Fall an das EuG zurückzuverweisen, u.a.

zur erneuten Würdigung vermeintlicher methodischer Fehler der,,tax rulings".

a Bankrecht: EuGo Urteile vom 22,11.2023, T-302/20 u. a. (Del Valle Ruiz u. a. ./.

SRB): Kein Anspruch für die betroffenen Anteilseigner und Gläubiger auf Entschädi-

gung aus dem einheitlichen Abwicklungsfonds bei Abwicklung des Banco Popular

a Critical Raw Materials Act (CRMA): Nach einer Einigung von Unterhändlem der

EU-Institutionen Mitte November 2023 soll der CRMA noch dieses Jahr verabschiedet

werden. Damit soll bei kritischen Rohstoffen eine stärkere Unabhängigkeit von anderen

Regionen und Ländern der Welt sichergestellt werden, insb. auch in Bezug auf China.

Data Act: Am 09.11.2023 wurde im Europäischen Parlament ein zwischen den EU-

Organen erzielter Kompromiss zum Data Act gebilligt. Damit soll der Zugriff auf Da-

ten geregelt werden, die bei Objekten und Systemen mit Internetverbindung entstehen.

Für Kfz-Betriebe fordem Fachkreise jedoch noch Spezialnormen.

a

o Staatliche Neutralität und Kopftuchverbot: EUGH (Große Kammer), Urt. vom

28.11.2023,C-148122 (Commune d'Ans): Grundsätzlich Kopftuchverbot im öffentli-

chen Dienst möglich, aber Wertungsspielraum für die Mitgliedstaaten bei der Ausge-

stal der Neutralität.

*t(*

Kontakt (Impressum auf der Website: https://www.haver-mailaender.de/de/impressum):

ill Rechtsanwalt

Dr. Thomas M. Grupp

Maitre en droit (Aix-Marseille III)
Tel.: +49 (0) 7 11 1227 44-66

tg@haver-mailaender. de
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